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BETEILIGUNG DER TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE AN DER BAULEITPLANUNG  
IM RAHMEN DER ÖFFENTLICHEN AUSLEGUNG (§ 3 Abs. 2 Baugesetzbuch) 

 
 

 
Wichtiger Hinweis: 

Mit der Beteiligung wird Ihnen als Träger öffentlicher Belange die Gelegenheit zur Stellungnahme im Rahmen Ihrer 
Zuständigkeit zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stellungnahme ist es, der Gemeinde die not-
wendigen Informationen für ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Die Stellungnahme 
ist zu begründen; die Rechtsgrundlagen sind anzugeben, damit die Gemeinde den Inhalt nachvollziehen kann. Die 
Abwägung obliegt der Gemeinde.  

 
 
1. Stadt Penzberg 

  Bebauungsplan  mit Landschaftsplan 

  Bebauungsplan für das Gebiet: 1. Änderung Gewerbezentrum Seeshaupter Straße / 

Westtangente 

  mit Grünordnungsplan  

  Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan 

  Sonstige Satzung 
 
       
 

  Frist für die Stellungnahme: (§ 4 BauGB) 

2. Träger öffentlicher Belange 

 Landratsamt Weilheim-Schongau; Sachgebiet 41.4 Wasserrecht 

 Sachbearbeiter Herr Martin Mühlegger, Tel. 08861/211-3339 

2.1  keine Äußerung 

2.2  Ziele der Raumordnung und Landesplanung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB 

auslösen 
       
 

2.3  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können, mit Sachstand 
       
 

2.4  Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall 

in der Abwägung nicht überwunden werden können (z.B. Landschafts- oder Wasserschutzgebietsver-
ordnungen): 

       
 

  Einwendungen 
  
 

  Rechtsgrundlagen 
       
 

  Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen) 
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2.5 Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan, ge-
gliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Mit der 1. Änderung des Bebauungsplanes „Gewerbezentrum Seeshaupter Straße / 
Westtangente“ besteht grundsätzlich Einverständnis. Das geltende Wasserrecht ist 
einzuhalten. Die nachfolgenden Hinweise sollten beachtet werden. 
 
Der Planbereich liegt weder in einem Wasserschutzgebiet noch in einem ermittelten 
Überschwemmungsgebiet. Oberflächengewässer befinden sich nicht in unmittelbarer 
Nähe. 
 
Der Vorhabensbereich befindet sich in einem wassersensiblen Bereich in dem in be-
sonderer Weise auf den Wasserhaushalt Rücksicht genommen werden muss. Auf der 
anderen Seite können Vorhaben durch Wasser beeinflusst werden. Dies muss bei der 
Ausführung gem. § 5 Abs. 1 WHG entsprechend eigenverantwortlich berücksichtigt 
werden. Hiernach sind isb. nachteilige Veränderungen der Gewässereigenschaften zu 
vermeiden. Laut Planung liegt der Grundwasserstand bei 4,7 Meter unter GOK. Dies ist 
bei den anschließenden Maßnahmen entsprechend zu beachten. 
 
Sofern bei den Baumaßnahmen Grundwasser aufgeschlossen wird, ist eine be-
schränkte Erlaubnis zur Bauwasserhaltung (Art. 15, 70 Abs. 1 Nr. 3 BayWG, § 8 i. V. 
m. § 9 WHG) bei der unteren Wasserrechtsbehörde zu beantragen. 
 
Die Niederschlagswasserbeseitigung und Abwasserbeseitigung hat unter Beachtung 
des geltenden Wasserrechts nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu 
erfolgen. Auf die Vorschriften zur Erlaubnispflichtigkeit bzw. Erlaubnisfreiheit nach 
NWFreiV bzw. TRENOG hinsichtlich der Niederschlagswasserbeseitigung wird hinge-
wiesen. 
 
Ansonsten soll die im Rahmen des Beteiligungsverfahrens abgegebene Stellungnahme 
des Wasserwirtschaftsamtes Weilheim bei Aufstellung dieses Bebauungsplans im Zu-
ge des Bauleitplanverfahrens beachtet werden. 

 Schongau, 20. Januar 2021  I.A. 
 
 
Martin Mühlegger 

 

 

 II. z. Vorg. 
 

 


